
Comparis-Experten blicken in die Zukunft 
Der Jahreswechsel naht. Zeit für einen Ausblick auf das Jahr 2016. Welche Trends zeichnen  
sich ab? Welche Herausforderungen sind zu meistern? Die Comparis-Experten blicken für die 
Konsumenten in die Zukunft. Die Politik sollte das auch tun.

Mehr Qualität mit Transparenz  
und mehr Effizienz gegen den  
Kostendruck 

Das Schweizer Gesundheitswesen 
muss sich noch konsequenter auf 
Qualität und Effizienz ausrichten. 

Die Qualität der Leistungen von 
Ärzten, Apothekern und Pflegeperso-
nal ist kaum transparent. Das schadet 
den Patienten, deren freie Arzt- und 
Spitalwahl zur Farce wird. Das scha-
det aber auch den Leistungserbrin-
gern im Wettbewerb um die besten 
medizinischen Leistungen.

Man muss den Blick mehr auf den 
Patienten richten. Der Spitalvergleich 
von comparis.ch setzt die Patienten-
zufriedenheit ins Zentrum. Zusam-
men mit Fallzahlen und Daten wie 
Infektionsraten liefern Patientenbe-
wertungen einen Beitrag zu besserer 
Qualität, die noch nicht den nötigen 
Stellenwert geniesst. Gerade in Tarif-
verhandlungen wird sie als Mass für 
den Behandlungserfolg ignoriert –  
dabei ist nichts teurer als schlechte 
Medizin. 

 Transparente Qualität ist der ein-
zige Ausweg aus der einseitigen Ko-
sten-runter-Negativspirale. Ergän-
zend müssen die Kantone als Zulasser 
der Leistungserbringer minimale 
Standards durchsetzen, um Pati-
enten vor Risiken zu schützen. 

Effizienz ist das Schlüsselwort bei 
dem starken Kostendruck im Gesund-
heitssystem. Die Schlüssel dazu sind 
die Triage beim Erstkontakt und das 
Case Management bei teuren Behand-
lungen und chronischen Krankheiten. 
Case Management darf kein Pro-
gramm sein, Patienten wirksame Me-
dizin vorzuenthalten. Sondern muss 
für Patienten eine willkommene Un-
terstützung sein, die Untersuchungen, 
Operationen und Therapien zu koor-
dinieren. Es geht darum, chronisch 
kranke Patienten zu coachen, damit 

ihnen unnötige Untersuchungen und 
Operationen erspart bleiben. So las-
sen sich teure Spitalaufenthalte re-
duzieren und die Lebensqualität ver-
bessern. Der Patient bringt sich aktiv 
ein und ist motiviert, freiwillig durch 
sein Gesundheitsverhalten sich selber 
etwas Gutes zu tun und hilft gleich-
zeitig den Kostenanstieg zu bremsen. 
Von Felix Schneuwly, Krankenkassen-
Experte

Regulierung und Marktver- 
drängung: die wichtigsten Ver- 
änderungen in der Finanzwelt 

Bankenregulierungen als Kollektiv-
strafe für Exzesse einzelner Akteure 
haben die Finanzbranche in den letz-
ten Jahren geprägt. Um sich internati-
onal behaupten zu können, muss die 
Schweiz 
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 EDITORIAL 

Weniger,  
dafür bessere 
Gesetze

Der technologische Fortschritt 
wird die Zukunft stärker beeinflussen 
als die stets hinter ihm herhinken-
den Gesetze. Die Comparis-Experten 
wagen in den Sparten Gesundheit, 
Finanzdienstleistungen, Telecom, 
Fahrzeuge und Detailhandel einen 
Ausblick aus der Perspektive mün-
diger Konsumenten (SEITE 1). Primäre 
Herausforderung für den Gesetzge-
ber wird sein, nicht jedes Problem 
mit neuen Gesetzen lösen zu wollen, 
denn diese sind meist schon bei der 
Inkraftsetzung veraltet. 

FMH-Präsident Jürg Schlup kriti-
siert die in der letzten Konsumen-
tenstimme von Beat Sottas gemachte 
«Milchbüchleinrechnung» der Ärz-
teausbildung (SEITE 3). Beide Exper-
ten ignorieren den technologischen 
Fortschritt, der Arbeitsabläufe und 
Berufsbilder stark ändern wird. Eine 
wichtige Voraussetzung für mehr Ef-
fizienz und Qualität ist der Wech-
sel von der Ärzte- zur Patienten-
zentrierung in der Ausbildung und  
Versorgung. 

Auf SEITE 4 erklärt Ralf Beyeler am 
Beispiel der Flatrate-Forderung des 
BAKOM, wohin ein fehlender ord-
nungspolitischer Kompass führt. 
Die Antwort des BAG nach den Grün-
den für die Rationierung eines Medi-
kaments irritiert und zeigt, wie ab-
surd die isolierte Kostenbetrachtung  
einzelner Leistungen ist. Kassen und 
Leistungserbringer hätten es bei  
alternativen Modellen in der Hand, 
Effizienz und Qualität statt Menge zu 
vergüten Felix Schneuwly, Head 
of Public Affairs > Fortsetzung auf Seite 2

Fakten, Zahlen und Hintergründe

…Krankenversicherte müssen 
2016 einen Prämienaufschlag 
von über 10 Prozent verkraften. 
Das ist weit mehr als der Durch-
schnitt von 5,4 Prozent. In Ex-
tremfällen liegt das Plus sogar 
bei 72 Prozent. Verlierer der 
Erhöhung sind vor allem Versi-
cherte in Alternativmodellen  
oder mit hoher Franchise  

1 000 000

Die Comparis-Tag-Cloud für das Jahr 2016
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den Spagat zwischen einer schlanken 
Regulierung bei gleichzeitiger Ein-
führung internationaler Standards 
wie diejenigen der OECD meistern. 
Und dann muss sie noch die Privat-
sphäre der Bürger schützen. 

In Geschäftsfeldern mit geringen re-
gulatorischen Auflagen wie beispiels-

weise bei der Kreditvergabe oder im 
Währungshandel wittern neue Anbie-
ter ihre Chance. Sie schieben sich zwi-
schen die traditionellen Bankinstitute 
und deren Kunden. Das zeichnete sich 
im vergangenen Jahr bereits deutlich 
ab und wird sich verstärkt fortset-
zen. Studien gehen davon aus, dass 
die Banken bis ins Jahr 2020 weltweit 
mehr als 30 Prozent ihrer Erträge an 
neue Anbieter verlieren werden. 

Diese neuen Unternehmen wer-
den ihren Kunden digitale Platt-
formen zur Verfügung stellen, auf 
welchen sie sich online über Bank-
produkte oder die besten Anlage-
strategien austauschen können. Es ist 
absehbar, dass wir im Internet noch 
mehr über Finanzprodukte diskutie-
ren und diese auch bewerten, wie 
wir dies heute bereits bei Autos und  
Ferienreisen tun. 

Prognosen über die mittel- und 
langfristigen Zinsentwicklungen 
sind reine Spekulationen, weil die 
Politik unberechenbarer ist als die 
Märkte. Seit der Finanzkrise sind 
die Zinsen auf einem Rekordtief. Das 
könnte sich für 2016 ändern, falls nun 
die Zentralbanken die Zinsen anhe-
ben. Das Gros der Kunden wählt vor 
diesem Hintergrund aktuell langfri-
stige Hypotheken, sichert sich also 
zehn Jahre lang stabile Hypozin-
sen um 1,3 bis 1,9 Prozent. Wer eine 
in 2016 auslaufende Hypothek hat, 
sollte sich bereits im vierten Quartal 
2015 Offerten für die anstehende Ablö-
sung einholen. Von Marc Parmentier,  
Banken-Experte

Telekom-Anbieter sollten Bedürf-
nisse der Kunden berücksichtigen

Kundenfreundlichkeit und Fair-
ness sollte die Zukunft der Telecom-
Anbieter sein. Konsumenten ärgern 
sich darüber, dass sie beim Abschluss 
eines Abos zum Kauf eines Smart-
phones gezwungen werden. Sunrise 
geht mittlerweile mit gutem Beispiel 
voran: Seit 2014 erhalten Kunden ein 
Abo ohne Gerät. Auf Wunsch können 
sie bei Sunrise ein Gerät in Raten ab-
bezahlen. Das ist fair und kunden-
freundlich: Wer ein teureres Gerät 
will, bezahlt mehr. Der Vertrag ist aus-
serdem jederzeit kündbar, ohne dass 
eine Strafgebühr anfällt. UPC Cable-
com hat das Sunrise-System kopiert. 
Salt und Marktführer Swisscom wol-
len von diesem kundenfreundlichen 
System nichts wissen.

Eine denkwürdige Verkaufsstrate-
gie ist diejenige der Bundle-Produkte. 
Wer Swisscom-TV möchte, muss auch 
Internet von Swisscom nehmen. Denn 
der Gigant verkauft TV nur noch im 
Rahmen von Paketen. Vor einem 
guten Jahr ging Swisscom sogar so-
weit und nahm schnelle Internet-An-
schlüsse aus dem Sortiment. Inter-
net gab es nur in Vivo-Paketen mit TV. 
Doch die Strategie ging nicht auf: In-
zwischen verkauft Swisscom wieder 
schnelle Internet-Anschlüsse ohne TV 
und Festnetz. Die Auswahl ist dafür 
geringer. Man muss auf ein Wunder 
hoffen, damit es Swisscom-TV im Jahr 
2016 ohne Zwangs-Internet gibt. Auch 
andere Anbieter wie Sunrise und UPC 
Cablecom wollen den Kunden mög-
lichst viele Dienste andrehen, aber 
nicht so zwanghaft wie Swisscom. 
Von Ralf Beyeler, Telecom-Experte

Share Economy und mehr Transpa-
renz im E-Commerce 

Dem Automarkt steht langfristig 
ein Wandel bevor: Bei der jungen, ur-
banen Generation verliert das Auto als 
Statussymbol an Bedeutung und hat 
immer häufiger nur noch einen Nutz-
wert. Immer weniger lernen fahren.  
Von denjenigen mit Führerschein 
verzichten immer mehr auf ein ei-
genes Auto. Dafür steht der Boom

Felix Schneuwly,  
Krankenkassen-Experte

«Effizienz ist das Schlüsselwort 
beim Kostendruck im Gesund-
heitssystem. Die Schlüssel dazu 
sind die Triage beim Erstkontakt 
und das Case Management bei 
teuren Behandlungen und chro-
nischen Krankheiten.»

von Car-Sharing-Modellen. Share 
Economy hat dank Internet auch in 
anderen Branchen Zukunft. Uber 
und AirBnB zeigen, dass die Verän-
derungen nicht konfliktfrei sind.

Dieser Wandel bei den Marktbedürf-
nissen bedeutet eine grosse Herausfor-
derung für Hersteller und Versicherer, 
dennoch setzen deren Angebote auf 
eine andere Kundschaft. Interessant 
auch, dass neue Player auf dem Auto-
markt mitfahren wollen: Google etwa 
mit autonom fahrenden Autos und 
Apple mit einem elektrischen Auto. 

Im Detailhandel wird sich der 
Boom des milliardenschweren Online- 
Handels fortsetzen. Man muss auf-
passen, dass die Konsumenten dabei 
nicht verunsichert werden, denn nach 
wie vor mangelt es an Transparenz. 
Die häufigen Klagen geprellter Online-
Shopper bei der 2013 vom Konsumen-
tenforum kf eingerichteten Ombuds-
stelle E-Commerce zeigen dies. Dazu 
gehören die uneinheitliche Handha-
bung beim Rückgaberecht und die 
Gefahren bei der Vorkasse. Auch die 
Darstellungsform verschiedener Zah-
lungsmethoden und der damit ver-
bundenen Aufschläge verwirrt. Dem 
will comparis.ch mit seinem Preisver-
gleich entgegenwirken. Von Michael 
J. Kohlas, Experte für E-Commerce

Ralf Beyeler, 
Telecom-Experte

«Kundenfreundlichkeit und Fair-
ness sollte die Zukunft der Tele- 
com-Anbieter sein. Konsu-
menten ärgern sich z. B. darüber, 
dass sie beim Abschluss eines 
Abos zum Kauf eines Smart-
phones gezwungen werden.»

Michael J. Kohlas, 
Experte für E-Commerce

«Das Auto verliert als Status-
symbol an Bedeutung und  
hat immer häufiger nur noch 
einen Nutzwert. Dafür steht der 
Boom von Car-Sharing-Model-
len. Share Economy hat dank  
Internet auch in anderen Bran-
chen Zukunft.»

Marc Parmentier,  
Banken-Experte

«Um sich international be-
haupten zu können, muss die 
Schweiz den Spagat zwischen 
einer schlanken Regulierung bei 
gleichzeitiger Einführung inter-
nationaler Standards meistern. »
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 KRANKENKASSE 

Hausarzt-Modell erfreut sich grosser Beliebtheit

 AUSBILDUNG 

Warum es nicht ausreichend Ärzte gibt?  
Weil wir nach wie vor zu wenige ausbilden!
Bildungsexperte Dr. Beat Sottas erklärte in der letzten Ausgabe der Konsumentenstimme, warum die Investition in  
mehr Medizin-Studienplätze nicht zu mehr Ärzten führen würde. Seine «Milchbüchleinrechnung» sollte zeigen, dass innerhalb  
der letzten 45 Jahre 34 000 Ärzte in der Schweiz ausgebildet wurden und darum heute eigentlich gar keine – oder nicht so viele – 
Ausländer benötigt werden dürften. Diese seien nur nötig weil «massenweise junge Ärzte gar nie in die Versorgung» gingen.  
Dr. med. Jürg Schlup, Präsident der Verbindung der Schweizer Ärztinnen und Ärzte (FMH) widerspricht nun.

Seit gut 20 Jahren bilden wir in 
der Schweiz zu wenige Ärzte aus – 
mit der Folge, dass heute knapp ein  
Drittel unserer Kollegen aus dem 
Ausland stammt. Diese ethisch frag-
würdige Situation haben unsere Bil-
dungsexperten lange hingenom-
men. Die nun endlich verbesserte 
Anzahl Medizin-Studienplätze wird 
hingegen kritisiert, mit vielen irre- 
führenden Angaben.

Erstjahresprüfung reduziert Anzahl 
Studenten

So stimmt es nicht, dass die heute 
eingerichteten 1628 Studienplätze 
bereits «deutlich über die vom BAG 
genannten 1300» Abschlussdiplome 
hinausgehen. Da die Universitäten 
ohne Numerus Clausus (NC) die Stu-
dentenzahl durch die Erstjahresprü-
fungen stark reduzieren, bleiben be-
reits im zweiten Studienjahr nur noch 
rund 1143 Anwärter auf das Diplom 
übrig. Das sind nach wie vor weni-
ger als die vom Bundesrat 2011 gefor-
derte Menge – die wohlgemerkt das 

verfügbare ärztliche Arbeitsvolumen 
konstant halten möchte. Eine Aufsto-
ckung angesichts demographischer 
und anderer Entwicklungen ist hier 
nicht einkalkuliert.

Ärzte müssten bis 72 arbeiten
Und warum waren 2014 nur 23 870 

Ärzte mit inländischem und 10 478 
mit ausländischem Arztdiplom be-
rufstätig, wo doch das «Inlands- 
potenzial der letzten 45 Jahre […] rund 
34 000 Ärzte» beträgt? Ärzte arbeiten 
nach dem Studium selten 45 Jahre 
lang. Medizinstudenten sind bei 
ihrem Abschluss durchschnittlich 27,4 
Jahre alt. Damit Dr. Sottas’ Rechnung 
aufginge, müssten also alle Ärzte aus-
nahmslos und ohne Unterbruch bis zu 
einem Alter von 72,4 Jahre arbeiten.

In der Realität dürften Ärzte wie an-
dere Berufsleute eher mit 64 (Frauen) 
beziehungsweise 65 (Männer) in 
Rente gehen. Im Jahr 2014 müssten 
also nur noch die Geburtsjahrgänge 
ab 1950 und damit die Diplomjahr-
gänge ab 1977 berufstätig sein.

Nach 37 Jahren sind nur 15 Prozent 
nicht in der Versorgung

Gemäss Bundesamt für Statistik 
wurden von 1980 bis 2014 insgesamt 
25 977 Ärzte diplomiert. Rechnet man 
für die Diplomjahrgänge 1977 bis 1979 
noch dreimal den Durchschnittswert 
von 742 Absolventen pro Jahr hinzu, 
kommt man auf 28 203 Ärzte aus un-
serem «Inlandspotenzial». Das sind 

rund 6000 Personen weniger als die 
34 000 gemäss Sottas.

Demnach ist auch unzutreffend, 
dass «massenweise junge Schwei-
zer Ärzte gar nie in die Versorgung» 
gehen: Von den seit 1977 diplomierten 
etwa 28 203 Ärzten waren im Jahr 2014 
noch 23 870 (85 Prozent) berufstätig. 

Der Verlust von 15 Prozent der Studi-
enabsolventen über 37 Jahre dürfte 
nicht höher sein als in anderen Beru-
fen. Ein Teil dieser Ärzte wird ihre Ex-
pertise woanders einsetzen und zum 
Beispiel mittels Forschung die Ver-
sorgung verbessern. Ob dies durch 
den NC begünstigt wird, bleibt reine 
Spekulation. Andere werden nicht 
mehr leben, aus gesundheitlichen 

Gründen nicht mehr arbeiten oder 
im Ausland tätig sein. Wie die Berufs-
verläufe der jungen Ärzte genau aus-
sehen, untersuchen die FMH und der 
VSAO aktuell: weil die Sicherstellung 
der medizinischen Versorgung mehr 
als «Milchbüchleinrechnungen»  
erfordert.

«Seit gut 20 Jahren bilden wir in der Schweiz  
zu wenige Ärzte aus – mit der Folge, dass heute  
knapp ein Drittel unserer Kollegen aus dem 
Ausland stammt.»

rg. In der Darstellung der 20 grössten Krankenkassen nach Anzahl Mitglieder  
zeichnet es sich bei der Aufteilung nach Versicherungs-Modell bereits ab: Insge-
samt – über alle Krankenkassen und Modelle gesehen – bevorzugen 41 Prozent aller 

Versicherten das Hausarzt-Modell vor dem Standard-Modell. 40 Prozent sind im  
Standard-Modell, lediglich 11 Prozent entscheiden sich für das Telmed- und  
8 Prozent für das HMO-Modell. 
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… steht für limitierte Spezialitätenliste (SL Limi-
tation). Sie enthält Arzneimittel, die innerhalb 
der Grundversicherung nur beschränkt kassen-
pflichtig sind – anders als die Medikamente in 
der normalen Spezialitätenliste. So kann das 
BAG die Verwendung beschränken etwa auf 
einen bestimmten Patientenkreis, auf eine 
bestimmte Menge oder Dauer oder vom Alter 
des Versicherten abhängig machen.
Unter die Limitation fallen einige hochpreisige 
Medikamente, zur Behandlung schwerer Krebs-
erkrankungen etwa. Für solche Mittel kann fest-

gelegt werden, dass sie erst ab einem gewissen 
Schweregrad von der Krankenkasse vergütet 
werden. So sollen die Kosten im Gesundheits-
system eingedämmt werden.
Die Limitation bei der Kostenübernahme ist 
umstritten. Ärzte kritisieren, dass manche 
Patienten zwar schwer krank seien, aber nicht 
schlimm genug, um bestimmte Medikamente 
vergütet zu bekommen. Sie verweisen auf andere 
Möglichkeiten der Kostenreduktion als den Aus-
schluss von Patienten von Medikamenten. Ein-
zelne Kassen übernehmen die Kosten dennoch 
entgegen der Limitation und begründen es mit 
den sonst zu erwartenden Folgekosten durch die 
Verschlimmerung einer Erkrankung  

Comparipedia

Limitation
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 NACHGEFRAGT 

Selektive Kosten- 
übernahme

Die eingeschränkte Kostenüber-
nahme bei Medikamenten durch die 
obligatorische Grundversicherung 
soll die Gesundheitskosten senken. 
Diese Limitation genannte Rationie-
rung auf bestimmte Patientengrup-
pen (siehe Comparipedia) ist bei 
Ärzten umstritten. Manche Kassen 
zahlen die Vergabe entgegen der 
Limitation mit Verweis auf sonst zu 
befürchtende medizinische Folge-
kosten, andere halten sich strikt an 
die Vorgaben, wie der «Tagesanzei-
ger» berichtete.

Die Folge: verunsicherte Patien-
ten, Ärzte und Kassen. Die Grund-
versicherung wird durch diese Pra-
xis ausgehöhlt. Schliesslich gilt: 
Die Leistungen in der Grundversi-
cherung sind bei sämtlichen Kas-
sen gleich. 

Die «Konsumentenstimme» fragte 
beim Bundesamt für Gesundheit 
(BAG) nach. Eine Sprecherin sagte, 
die Limitation von Arzneimitteln 
erfolge nicht nur aus Wirtschaft-
lichkeit. Sie sei auch bei manchen 
Medikamenten eine «Frage der 
Zweckmässigkeit» aus medizini-
schen Gründen. Folgekosten seien 
übrigens «kein Grund für eine Ver-
gütung im Einzelfall ausserhalb der 
festgelegten Limitationen». Dem 
BAG sei eine solche Praxis der Ver-
sicherer nicht bekannt. Würde dies 
festgestellt, würde das BAG eingrei-
fen. Dagegen kann eine Anwendung 
ausserhalb der Limitation vergütet 
werden, wenn zum Beispiel ein Ver-
trauensarzt «einen grossen thera-
peutischen Nutzen» erwartet.

 TELECOM 

Der Bund wird zum  
Produktmanager
Eine gesetzlich verordnete Flatrate für Telefonie zum Spott-
preis von rund 29 Franken für alle. Das schlägt das Bundesamt 
für Kommunikation für die neue Grundversorgung vor. Dass 
der Bund plötzlich zum Produktmanager wird, sollte man kri-
tisch hinterfragen.

rb. In der Schweiz erhält jeder per 
Gesetz einen Telefon- beziehungs-
weise Internetanschluss, selbst in 
den abgelegensten Alphütten. Der 
Bund schreibt die sogenannte Grund-
versorgung jeweils aus, der Sieger er-
bringt diese. Die seit 2008 geltende 
Konzession läuft noch bis Ende 2017. 
Bisher erbringt Swisscom diese. 

Andere Anbieter können theore-
tisch an der Ausschreibung teilneh-
men. Aber de facto ist nur Swisscom 
in der Lage, die Grundversorgung 
anzubieten. Denn einzig Swisscom 
besitzt ein so weit verzweigtes Netz, 
welches fast alle Haushalte erreicht.

Die Grundversorgung neu definiert
Bei jeder Neuausschreibung überar-

beitet das Bundesamt für Kommuni-
kation (BAKOM) die Bedingungen die-
ser Grundversorgung. Für 2018 hat das 
BAKOM seine Ideen in die Vernehm-
lassung geschickt. Folgende Verpflich-
tungen sollen neu entfallen: das Te-
lefax, die Datenübertragung über 
Schmalband oder die Pflicht, in jeder 
Schweizer Gemeinde eine Telefonzelle 
aufstellen zu müssen. Die Telekom-
munikations-Technologie verändert 
sich rasant. Es ist daher sinnvoll, nicht 
mehr nachgefragte Dienste aus der 
Grundversorgung zu nehmen. 

Bund verordnet Flatrate
Den Vogel schiesst das BAKOM je-

doch mit der Forderung ab, dass jeder 
eine Gesprächs-Flatrate erhalten soll: 
In Zukunft soll jeder mit dem Tele-
fonanschluss beliebig viele Gesprä-
che ins Schweizer Festnetz und auf 
Schweizer Mobiltelefone führen kön-
nen. Dies zum Spottpreis von rund 29 
Franken pro Monat (inklusiv MwSt). 
Bisher kostet der Festnetzanschluss 
25.35 Franken und es ist kein einziger 
Anruf enthalten. Für nur vier Franken 
mehr gibt es also die Flatrate oben-
drauf. Wer gerne viel telefoniert, wird 
also von der vom Bund verordneten 
Flatrate profitieren.

Bereits heute gibt es zwar Angebote, 
mit denen die Kunden eine Flatrate 
für Anrufe aus dem Festnetz ins Fest-
netz und auf Schweizer Handys erhal-
ten. Oftmals gibt es diese Angebote 
aber nur als Paket. Bei Swisscom zum 
Beispiel ab vergleichsweise teuren 74 
Franken, inklusive Internet und TV.

Zu hinterfragen ist das Vorgehen 
des BAKOM: Bisher setzte der Bund 
die Höchstpreise jeweils aufgrund be-
stehender Angebote fest. Neu wird 
der Bund selber zum Produktmana-
ger und entwickelt die Produkte, die 
die Swisscom im Rahmen der Grund-
versorgung dann anbieten muss.

 VERSICHERUNGSMODELLE 

Innovative  
Modelle
Gute alternative Versiche-
rungsmodelle sind trotz einge-
schränkter Arztwahl attraktiv 
und müssen als Qualitätspro-
dukte neu positioniert werden. 

fs. Auch seit dem Nein zu Mana-
ged Care in 2012 steigen die Marktan-
teile der alternativen Versicherungs-
modelle (AVM) mit eingeschränkter 
Arztwahl in 2015 weiter auf 57,6 Pro-
zent an. Nur 5 Prozent wechselten 
zwischen 2014 und 2015 von einem 
AVM zurück in die Standard-Grund-
versicherung.

Jedes gute Versicherungsprodukt 
entsteht aus der Zusammenarbeit 
von Versicherern und Leistungser-
bringern. Ein ungenügender Risi-
koausgleich verhinderte bisher, die 
AVM als Qualitätsprodukte zu posi-
tionieren. Weil die integrierte medi-
zinische Versorgung sowohl Effizienz 
als auch Qualität verbessert, ist diese 
Neupositionierung wichtig.

Das KVG bietet Raum für Innovati-
onen. Integrierte Versorgung ist mehr 
als ein enges Zugangstor via Teleme-
dizin, Hausarzt oder HMO-Praxis. 
Wirklich innovative Produkte müs-
sen dem Kunden im Krankheitsfall 
eine Ansprechperson nach seiner 
Wahl zur Verfügung stellen, welche 
dann den ganzen Behandlungsab-
lauf mit den besten Fachleuten und 
den kürzesten Wartezeiten koordi-
niert. Für bessere Medizin ohne Um-
wege im Irrgarten Gesundheitswesen 
erwarten viele Versicherte nicht ein-
mal einen Prämienrabatt. 


